
Im Folgenden die rechtlichen, relevanten gesetzlichen 

Regelungen zu jagdlich allgemeinen und persönlichen 

Voraussetzungen zur Jagdprüfung! 

In schwarzer Schrift die Formulierungen aus dem Vorarlberger Jagdgesetz (=Landesgesetz) und 

in grüner, kursiver Schrift die Formulierungen aus der dazugehörigen, ergänzenden Verordnung: 

 

5. Abschnitt 

Vorschriften über das Jagen 

1. Unterabschnitt 

Jagdkarten 

 
§ 24*) 

Ausstellung und Entziehung von Jagdkarten 

(1) Jagen darf nur, wem die Behörde eine Jagdkarte (Abs. 2) oder Gästejagdkarte (Abs. 3) ausgestellt hat. 

(2) Eine Jagdkarte kann nur erlangen, wer die jagdliche Eignung (§ 25) und die jagdliche Verlässlichkeit 

(§ 26) besitzt und für die Dauer der Gültigkeit der Jagdkarte eine Jagdhaftpflichtversicherung abgeschlossen 

hat (Abs. 4). Die Jagdkarte ist für mindestens ein, höchstens aber für sechs Jagdjahre auszustellen. Sie gilt für 

das ganze Land. 

(3) Eine Gästejagdkarte kann nur erlangen, wer die jagdliche Verlässlichkeit (§ 26) besitzt und für die 

Geltungsdauer der Gästejagdkarte eine Jagdhaftpflichtversicherung abgeschlossen hat (Abs. 4). Die 

Gästejagdkarte darf nur im Rahmen einer gemäß § 23 erteilten Jagderlaubnis für bestimmte Jagdgebiete 

eines Verwaltungsbezirks auf die Dauer von höchstens einer Woche ausgestellt werden. Für dieselbe Person 

darf höchstens dreimal im Jagdjahr eine Gästejagdkarte ausgestellt werden. Die Gästejagdkarte berechtigt 

nur zum Jagen in Begleitung des Jagdnutzungsberechtigten oder eines Jagdschutzorgans. 

(4) Die Jagdhaftpflichtversicherung muss bei einem Versicherer bestehen, der für diesen 

Versicherungszweig in Österreich oder in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 

Drittstaat, der nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages gleichzustellen 

ist, zugelassen ist. Sie muss sich auf alle Schäden erstrecken, die der Inhaber der Jagdkarte durch die 

Ausübung der Jagd verursacht, ausgenommen Jagd- und Wildschäden (§ 59). Die Landesregierung hat durch 

Verordnung Mindestversicherungssummen festzulegen. Hierbei hat sie auf die schutzwürdigen Interessen 

der durch die Jagdausübung Geschädigten sowie auf die Eigenart der Jagdausübung Bedacht zu nehmen. 

(5) Die Behörde darf die Jagdkarte oder die Gästejagdkarte der antragstellenden Person nur 

aushändigen, wenn sie gleichzeitig die Entrichtung des Jagdförderungsbeitrages nachweist. Liegen die 

Voraussetzungen für eine Ausstellung einer Jagdkarte nach Abs. 2 oder Gästejagdkarte nach Abs. 3 vor und 

erbringt die antragstellende Person trotz Aufforderung den Nachweis über die Entrichtung des 

Jagdförderungsbeitrages nicht, ist der Antrag auf Ausstellung einer Jagdkarte oder Gästejagdkarte 

zurückzuweisen. 

(6) Die Behörde hat die Jagdkarte oder Gästejagdkarte mit Bescheid zu versagen oder zu entziehen, 

wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 oder 3 nicht erfüllt sind. Entzogene Jagdkarten und Gästejagdkarten 

sind der Behörde zurückzustellen. 

(7) Die Jagdkarte oder Gästejagdkarte muss bei der Ausübung der Jagd mitgeführt und auf Verlangen 

den Organen der Behörde und des öffentlichen Sicherheitsdienstes, dem Jagdnutzungsberechtigten, den 

Jagdschutzorganen sowie dem Jagdverfügungsberechtigten vorgezeigt werden. 



(8) Die Behörde ist berechtigt, die Versagung oder den Entzug einer Jagdkarte wegen mangelnder 

Verlässlichkeit nach Eintritt der Rechtskraft den zuständigen Behörden der anderen Bundesländer 

mitzuteilen, sofern dies zum Vollzug der dort geltenden Vorschriften erforderlich ist. 

*) Fassung LGBl.Nr. 67/1993, 54/2008 

 
§ 9*) 

Die Mindestversicherungssumme für die Jagdhaftpflichtversicherung wird mit 726.728 Euro festgesetzt. 

*) Fassung LGBl.Nr. 60/2001 

 
§ 25*) 

Jagdliche Eignung 

(1) Als jagdlich geeignet gilt, wer die Jagdprüfung (Abs. 3 und 4) erfolgreich abgelegt hat. 

(2) Als jagdlich geeignet gilt auch, wer 

 a) eine gültige – aufgrund einer Jagdprüfung erlangte – Jagdkarte im Sinne des § 24 Abs. 2 eines anderen 

Bundeslandes vorlegt, 

 b) eine gültige Jagdkarte im Sinne des § 24 Abs. 2 eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 

oder des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz vorlegt, soweit diese aufgrund einer 

Jagdprüfung erlangt wurde, die im Wesentlichen jener nach Abs. 1 gleichwertig ist, oder 

 c) die Eignung durch die Anerkennung von Ausbildungen nach Abs. 6, 9 oder 10 nachweist. 

(3) Die Jagdprüfung ist vor der bei der Behörde eingerichteten Jagdprüfungskommission abzulegen. 

Dieser gehören der Bezirkshauptmann oder ein von ihm bestellter Vertreter als Vorsitzender und drei 

Beisitzer an. Als Beisitzer sind von der Behörde fachlich geeignete Personen auf die Dauer von fünf Jahren zu 

bestellen. Zwei Beisitzer sind nach Anhörung der Vorarlberger Jägerschaft (§ 61), einer nach Anhörung der 

Landwirtschaftskammer zu bestellen. Dieser muss über besondere forstfachliche Kenntnisse verfügen. Für 

jeden Beisitzer ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Für dieses gelten die gleichen Bestimmungen wie für den 

Beisitzer, den es zu vertreten hat. 

(4) Die Jagdprüfung ist mündlich abzulegen. Sie hat sich auf die zur ordnungsgemäßen Ausübung der 

Jagd notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erstrecken. Der Prüfungswerber kann höchstens zweimal 

zu Wiederholungsprüfungen antreten, wobei zwischen der ersten und zweiten Wiederholungsprüfung eine 

Wartezeit von mindestens einem Jahr einzuhalten ist. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften zu erlassen über 

 a) die Ausschreibung der Prüfungstermine, die Zulassung zur Prüfung, den Prüfungsstoff, die 

Durchführung der Prüfung und die Ausstellung der Prüfungszeugnisse, 

 b) über die Höhe der vom Prüfungswerber zuzahlenden Prüfungsgebühr, die den besonderen 

Verwaltungsaufwand abzudecken hat, welcher der Behörde im Zusammenhang mit der Jagdprüfung 

erwächst, sowie 

 c) die angemessene Entschädigung der Mitglieder der Jagdprüfungskommission für die notwendigen 

Fahrtauslagen und den Zeitaufwand. 

(6) Ausbildungsnachweise, die Angehörigen von Mitgliedstaaten der Europäischen Union von einer 

zuständigen Stelle ausgestellt worden sind, sind von der Landesregierung auf Antrag durch Bescheid als 

Ersatz für die Jagdprüfung anzuerkennen. Bestehen wesentliche Unterschiede zur Jagdprüfung, ist der 

antragstellenden Person die Wahl zwischen einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungsprüfung zu 

überlassen; dies gilt nicht, soweit die wesentlichen Unterschiede durch Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Kompetenzen ausgeglichen sind, die im Rahmen einer Berufspraxis oder durch lebenslanges Lernen in einem 

Mitgliedstaat oder einem Drittstaat erworben und hierfür von einer einschlägigen Stelle formell als gültig 

anerkannt worden sind. 



(7) Der Eingang eines Antrages nach Abs. 6 ist innerhalb eines Monats zu bestätigen und es ist dabei 

gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Die Entscheidung über die Anerkennung hat 

spätestens innerhalb von vier Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterlagen mit Bescheid zu erfolgen. 

Wird im Zuge der Anerkennung ein Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung verlangt, ist die 

Anerkennung unter der auflösenden Bedingung auszusprechen, dass sie erlischt, wenn die Absolvierung des 

Anpassungslehrganges oder die Ablegung der Eignungsprüfung nicht innerhalb von vier Jahren nach der 

Anerkennung erfolgt. 

(8) Der antragstellenden Person ist die Möglichkeit zu geben, die Eignungsprüfung innerhalb von sechs 

Monaten nach der Entscheidung über die Anerkennung der Ausbildungsnachweise (Abs. 7) abzulegen. 

(9) Die Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, welche Jagdprüfungen von Staaten nach 

Abs. 2 lit. b jedenfalls als im Wesentlichen gleichwertig mit der Jagdprüfung anzusehen sind und inwieweit 

Ausbildungsnachweise nach Abs. 6 als Ersatz für die Jagdprüfung gelten. Weiters kann die Landesregierung 

durch Verordnung die näheren Vorschriften über die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach Abs. 6 

bis 8, insbesondere über die wesentlichen Unterschiede, den Inhalt und die Durchführung von 

Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen, erlassen. 

(10) Die Abs. 6 bis 9 gelten sinngemäß für Ausbildungsnachweise, die in Drittstaaten oder für 

Drittstaatsangehörige ausgestellt wurden, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von 

Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages 

gleichzustellen sind. 

*) Fassung LGBl.Nr. 54/2008, 44/2013, 58/2016, 73/2021 

 
§ 10*) 

Ausschreibung der Prüfungstermine 

Die Bezirkshauptmannschaft hat jährlich einen, bei Bedarf zwei Prüfungstermine spätestens einen Monat 

vorher im Amtsblatt für das Land Vorarlberg, in mindestens einer Vorarlberger Tageszeitung sowie im 

Mitteilungsblatt der Vorarlberger Jägerschaft auszuschreiben. In der Ausschreibung sind Ort und Zeit der 

Prüfung sowie die Frist und die für die Einbringung des Antrages auf Zulassung zur Prüfung erforderlichen 

Unterlagen anzuführen. 

*) Fassung LGBl.Nr. 55/2008 

 
§ 11*) 

Zulassung zur Prüfung 

(1) Um die Zulassung zur Prüfung ist schriftlich anzusuchen. 

(2) Dem Ansuchen sind die für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere die 

Kopie einer amtlichen Bescheinigung, aus der die Identität ersichtlich ist, sowie die Bestätigung einer 

anerkannten Rettungsorganisation über die innerhalb der letzten fünf Jahre erfolgreiche Teilnahme an einem 

wenigstens 16-stündigen Erste-Hilfe-Kurs anzuschließen. 

(3) Zur Prüfung sind von der Bezirkshauptmannschaft zuzulassen: 

 a) Personen, die im Sprengel der Bezirkshauptmannschaft, bei der das Ansuchen eingebracht wurde, 

ihren Hauptwohnsitz haben und 

 b) Personen, die in Vorarlberg keinen Hauptwohnsitz haben. 

*) Fassung LGBl.Nr. 55/2008, 30/2022 



 
§ 12 

Prüfungsstoff 

(1) Der Prüfungsstoff umfasst die zur ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd notwendigen Kenntnisse 

 a) der jagdrechtlichen Vorschriften, insbesondere über den Inhalt und die Ausübung sowie die 

Grundsätze für die Ausübung des Jagdrechts, die Jagdnutzung, die Gebote und Verbote für das Jagen, 

die Rücksichtnahme- und Duldungspflichten im Interesse der Jagd, die Regulierung des 

Wildbestandes, die Wildhege und den Jagdbetrieb sowie den Ersatz von Jagd- und Wildschäden; 

 b) der Wildkunde und Wildökologie, insbesondere der einzelnen Wildarten, deren Vorkommen und 

biologische Eigenarten, des Ansprechens nach Alters- und Qualitätsklassen, der Herstellung des 

richtigen Geschlechterverhältnisses, der Wildfütterung, der Behandlung des erlegten Wildes und der 

Maßnahmen gegen Wildkrankheiten und -seuchen; 

 c) der Grundzüge der Waldökologie, der Ursachen, des Erkennens und der Verhütung von Wildschäden, 

der Maßnahmen zur Verbesserung der natürlichen Einstands- und Äsungsverhältnisse sowie der 

Grundzüge des Natur- und Landschaftsschutzes; 

 d) der Grundsätze der Weidgerechtigkeit, des jagdlichen Brauchtums und der Jagdhundehaltung und -

führung; 

 e) der gebräuchlichen Jagdwaffen, Jagdmunition und Fanggeräte sowie deren Handhabung und 

Verwendbarkeit im Jagdbetrieb. 

(2) Die Aufteilung des Prüfungsstoffes auf die Mitglieder der Prüfungskommission nach Sachgebieten 

sowie nach der für das einzelne Mitglied zur Verfügung stehenden Prüfungszeit obliegt dem Vorsitzenden. 

 

§ 13*) 

Durchführung der Prüfung 

(1) Die Prüfung wird vom Vorsitzenden geleitet und besteht aus einem theoretischen und einem 

praktischen Teil. 

(2) Der praktische Teil der Prüfung umfasst die Handhabung der Jagdwaffen und ist auf einer Schießstätte 

vor dem mit der Abnahme dieses Prüfungsteiles vom Vorsitzenden beauftragten Mitglied der 

Prüfungskommission abzulegen. Vom praktischen Teil der Prüfung ist abzusehen, wenn der Prüfungswerber 

eine Bestätigung der Vorarlberger Jägerschaft über die innerhalb der letzten drei Jahre erfolgreiche Teilnahme 

an Schießübungen vorlegt. 

(3) Der theoretische Teil der Prüfung hat mündlich und kommissionell zu erfolgen. Die Prüfung ist nicht 

öffentlich und darf die Dauer einer Stunde je Prüfungswerber nicht überschreiten. 

(4) Der Vorsitzende kann einen Prüfungswerber von der Prüfung ausschließen, wenn er den Ablauf der 

Prüfung durch ungestümes Benehmen oder durch Verletzung des Anstandes trotz Ermahnung stört. In diesem 

Falle gilt die Prüfung als nicht bestanden. 

*) Fassung LGBl.Nr. 55/2008 

 
§ 14 

Prüfungsergebnis und Prüfungszeugnis 

(1) Die Mitglieder der Prüfungskommission haben das aus dem theoretischen und praktischen Teil der 

Prüfung zusammengefasste Ergebnis aus ihrem Sachgebiet festzustellen. Das Ergebnis der gesamten Prüfung 

ist von der Prüfungskommission mit Stimmenmehrheit festzustellen. Das Ergebnis hat jeweils auf „bestanden" 

oder „nicht bestanden" zu lauten. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die 

Prüfung gilt jedenfalls als „nicht bestanden", wenn der Prüfungswerber vom Vorsitzenden gemäß § 13 Abs. 4 



ausgeschlossen wird, während der Prüfung zurücktritt oder die Prüfung in einem Sachgebiet nicht bestanden 

hat. 

(2) Das Ergebnis der Prüfung ist dem Prüfungswerber vom Vorsitzenden bekannt zu geben. 

(3) Prüfungswerber, die die Prüfung nicht bestanden haben, sind vom Vorsitzenden über die 

Möglichkeiten der Wiederholung der Prüfung zu belehren. Sofern die Prüfung nur in einem Sachgebiet nicht 

bestanden wurde, hat sich die Wiederholungsprüfung lediglich auf dieses Sachgebiet zu beschränken. Sonst 

ist die gesamte Prüfung zu wiederholen. Die erste Wiederholungsprüfung in einem einzelnen Sachgebiet kann 

frühestens nach einem Monat, die erste Wiederholung der gesamten Prüfung frühestens nach drei Monaten 

erfolgen. Der Prüfungwerber kann höchstens zweimal zu Wiederholungsprüfungen antreten, wobei zwischen 

der ersten und zweiten Wiederholungsprüfung eine Wartezeit von mindestens einem Jahr einzuhalten ist. Die 

Wiederholung der Prüfung hat vor der Prüfungskommission jener Bezirkshauptmannschaft zu erfolgen, die 

für die Zulassung zur Prüfung aufgrund des Hauptwohnsitzes zum Zeitpunkt der Wiederholungsprüfung 

zuständig ist. Personen, die in Vorarlberg keinen Hauptwohnsitz haben, haben jedoch die Prüfung vor der 

Prüfungskommission zu wiederholen, bei der sie die nicht bestandene Prüfung abgelegt haben. 

(4) Prüfungswerbern, die die Prüfung bestanden haben, ist ein Prüfungszeugnis nach Anlage 2 

auszustellen. 

 

§ 15 

Niederschrift 

Über den Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift zu erstellen. Diese hat die Namen der Mitglieder der 

Prüfungskommission und des Prüfungswerbers sowie das Ergebnis der Prüfung zu enthalten und ist von allen 

Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterfertigen. 

 

§ 16*) 

Prüfungsgebühr 

(1) Die vom Prüfungswerber zu bezahlende Prüfungsgebühr beträgt 

 a) für Personen mit Hauptwohnsitz im Inland und Unionsbürger sowie Personen, die diesen nach dem 

Recht der Europäischen Union gleichgestellt sind, 54,00 Euro, 

 b) für alle übrigen Personen 108,00 Euro. 

(2) Die Prüfungsgebühr ist vom Prüfungswerber vor Beginn der Prüfung zu entrichten. 

*) Fassung LGBl.Nr. 60/2001, 19/2002, 7/2005, 75/2017 

 
§ 17*) 

Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission 

Den Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) der Prüfungskommission gebührt neben dem Ersatz der 

notwendigen Fahrtauslagen eine Entschädigung für den Zeitaufwand im Betrag von 77,75 Euro je 

Prüfungstag. Bei einem Zeitaufwand von mehr als vier Stunden je Prüfungstag gebührt eine Entschädigung 

im Betrag von 155,50 Euro. 

*) Fassung LGBl.Nr. 60/2001, 19/2002, 7/2005, 75/2017 

 
§ 18*) 

Ersatz der Jagdprüfung, Nachweis der jagdlichen Eignung 

(1) Die Jagdprüfung wird ersetzt durch 



 a) den erfolgreichen Abschluss der für die jagdliche Ausbildung vorgesehenen Prüfungen an der 

Universität für Bodenkultur in Wien bei Vorlage eines Nachweises über entsprechende Kenntnisse der 

praktischen Handhabung der Jagdwaffen oder 

 b) den erfolgreichen Abschluss einer höheren Lehranstalt für Forstwirtschaft (Försterschule) oder 

 c) den erfolgreichen Abschluss der Forstwarteausbildung an einer Forstfachschule oder 

 d) die erfolgreiche Ablegung der Jagdprüfung in einem anderen Bundesland. 

(2) Als im Wesentlichen gleichwertig mit der Jagdprüfung (§ 25 Abs. 1 Jagdgesetz) sind jedenfalls die in 

Deutschland, Liechtenstein und in der Schweiz mit Erfolg abgelegten Jagdprüfungen anzusehen. 

*) Fassung LGBl.Nr. 55/2008, 75/2017, 82/2019, 30/2022 

 
§ 26*) 

Jagdliche Verlässlichkeit 

(1) Die jagdliche Verlässlichkeit mangelt Personen, 

 a) die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

 b) die aus Gründen der Gesundheit oder einer sonstigen Beeinträchtigung nicht geeignet sind, ein 

Jagdgewehr sicher zu führen, 

 c) die wegen eines Verbrechens, eines Vergehens gegen die Freiheit oder Leib und Leben, welches unter 

Gebrauch von Schusswaffen, Munition oder anderen Explosivstoffen begangen wurde, wegen 

Diebstahls, Veruntreuung, Unterschlagung, Eingriffs in fremdes Jagd- oder Fischereirecht, 

Tierquälerei, Betruges, Untreue oder Hehlerei zu einer Freiheitsstrafe oder einer Geldstrafe von mehr 

als 180 Tagessätzen verurteilt sind, 

 d) gegen die ein rechtskräftiges Waffenverbot besteht oder 

 e) die wegen einer vorsätzlich begangenen Übertretung oder in den letzten fünf Jahren mehr als 

zweimal wegen fahrlässig begangener Übertretungen dieses Gesetzes, die auch ein Jagdgast begehen 

kann, oder des Tierschutzgesetzes bestraft worden sind. 

(2) Übertretungen dieses Gesetzes gemäß Abs. 1 lit. e sind Übertretungen jagdrechtlicher Bestimmungen 

eines anderen Bundeslandes, die zur Versagung oder zum Entzug einer Jahresjagdkarte geführt haben, 

gleichzuhalten, soweit sie der Behörde bekannt sind. Dies gilt auch für derartige Rechtsverletzungen im 

Ausland. 

(3) Umstände gemäß Abs. 1 lit. c schließen die jagdliche Verlässlichkeit für höchstens zehn Jahre, 

Umstände gemäß Abs. 1 lit. e für höchstens fünf Jahre ab Rechtskraft des Urteils oder des Straferkenntnisses 

aus. Die Behörde hat im Bescheid über die Versagung oder Entziehung der Jagdkarte wegen eines solchen 

Umstandes den Zeitpunkt festzusetzen, bis zu welchem die jagdliche Verlässlichkeit ausgeschlossen ist. 

(4) Zum Nachweis, dass keiner der Umstände nach Abs. 1 lit. b bis d vorliegt, sind dem Antrag auf 

erstmalige Ausstellung einer Jagdkarte (§ 24 Abs. 2) ein ärztliches Zeugnis, eine Strafregisterbescheinigung 

sowie eine Bescheinigung der zuständigen Behörde, dass ein Waffenverbot nicht besteht, anzuschließen. Die 

Vorlage einer Strafregisterbescheinigung bzw. einer Bescheinigung der zuständigen Behörde, dass ein 

Waffenverbot nicht vorliegt, entfällt, wenn die zu beweisenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse durch 

Einsicht in die der Behörde zur Verfügung stehenden elektronischen Register festgestellt werden können. Bei 

österreichischen Staatsbürgern hat die Behörde Nachweise von Amts wegen einzuholen. Bei jedem weiteren 

Antrag auf Ausstellung einer Jagdkarte hat die Behörde entsprechende Bescheinigungen nur zu verlangen 

bzw. Nachweise von Amts wegen einzuholen, sofern sie begründete Bedenken hinsichtlich der Umstände 

nach Abs. 1 lit. b bis d hat. 

(5) Bescheinigungen nach Abs. 4 dürfen bei der Vorlage nicht älter als drei Monate sein. Unionsbürger 

oder diesen nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages gleichzustellende 

Personen können statt des ärztlichen Zeugnisses den in ihrem Herkunftsstaat geforderten Nachweis der 



gesundheitlichen Eignung, wenn ein solcher dort nicht verlangt wird, eine von einer zuständigen Stelle dieses 

Staates ausgestellte Bescheinigung, vorlegen. Strafregisterbescheinigungen und Bescheinigungen, dass ein 

Waffenverbot nicht besteht, können bei diesen Personen durch entsprechende Bescheinigungen aus deren 

Herkunftsstaat, werden dort solche nicht ausgestellt, durch eine eidesstattliche Erklärung ersetzt werden. 

(6) Dem Antrag auf Ausstellung einer Gästejagdkarte (§ 24 Abs. 3) hat der Jagdgast eine schriftliche 

Erklärung anzuschließen, dass er die jagdliche Verlässlichkeit im Sinne des Abs. 1 besitzt. Bestehen 

begründete Bedenken hinsichtlich der Richtigkeit einer vorgelegten Erklärung, hat die Behörde 

Bescheinigungen nach Abs. 4 zu verlangen bzw. Nachweise von Amts wegen einzuholen. 

*) Fassung LGBl.Nr. 67/1993, 6/2004, 54/2008, 70/2016, 4/2022 


